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Wir haben die Pflicht zu helfen
Ob der "I slamische Staat" mit Krieg
bekämpft werden sol l te, ist eine schwierige
Frage. Eine schwierige Entscheidung ist es
auch, unsere Bundeswehrsoldaten in einen
Einsatz zu schicken.

Die Anschläge von Paris haben gezeigt, das
der Terrorismus sich gegen Europa, gegen
unsere Werte und gegen unsere Art zu
Leben richtet. Gezielt wurde auf Menschen
geschossen, d ie unbekümmert im Konzert,
in Cafés oder Restaurants d ie Woche
auskl ingen lassen wol l ten. Sie verloren ihr
Leben und das Leben zahlreicher Verletzter
wird nie mehr so sein wie zuvor.

Deswegen ist es jetzt unsere Aufgabe,
gemeinsam mit unseren internationalen
Partnern und Verbündeten dem Terror die
Stirn zu bieten. Daher hat der Bundestag
auf Bitten der internationalen Partner und
im Speziel len Frankreichs, heute eine
Betei l igung am Mil itäreinsatz in Syrien
durch Tornado‐Aufklärungsflüge der
Bundeswehr mit breiter Mehrheit
beschlossen. Das war und ist eine schwere
Entscheidung, dennoch halte ich sie für ein
Zeichen der Sol idarität mit unseren
internationalen Verbündeten. Denn für
mich ist Sol idarität n icht nur ein Wort der
Bei leidsbekundung.

Wir können nicht weiter zuschauen, wie
rund 30.000 IS‐Kämpfer ihren barbarischen
Feldzug gegen unschuld ige Kinder, Frauen
und Männer in Syrien fortführen. Wir
können nicht weiter zuschauen wie der IS
unsere freiheitl iche Werteordnung
bedroht. Wir können nicht weiter
zuschauen wie gewaltbereite I slamisten
Zwietracht und Hass säen und unsere
offene Gesel lschaft spalten. Das kann nur
derjenige kühlen Herzens, der für sich
entschieden hat, bei einem vergleichbaren
Terroranschlag auf Deutschland jedes

Ersuchen an die Freunde um Sol idarität
und Hi l fe auszuschl ießen.

Ich wehre mich gegen eine pauschale
Verurtei lung des I slams als gewaltbereite
Rel igion. N icht der I slam an sich und
gläubige Musl ime sind gewalttätig und
intolerant, es sind Fundamenta l isten,
Eiferer und Terroristen. Diesen Feinden der
Freiheit gi l t unser Kampf.

Auch Frankreich sieht sich seiner Freiheit
bedroht. Daher bat uns unser Nachbar um
Beistand nach Artikel 42 Abs.7 des EU‐
Vertrags. Danach schulden „im Fal le eines
bewaffneten Angriffs auf das Hoheitsgebiet
eines Mitgl iedstaats, d ie anderen
Mitgl iedstaaten ihm al le in ihrer Macht
stehende Hi lfe und Unterstützung, im
Einklang mit Artikel 51 der Charta der
Vereinten Nationen“.

Der UN‐Sicherheitsrat verabschiedete
zudem einstimmig die Resolution, in der
a l le Mitgl ieder der Vereinten Nationen,
welche "die Fähigkeit dazu haben",
aufgefordert werden, "a l le notwendigen
Maßnahmen zu ergreifen" (. . . . ) , den
"sicheren Hafen" zu zerstören, den die
Terroristen des "I slamischen Staats" in
weiten Tei len des I raks und Syriens
errichtet haben.

Diese Resolution ertei l t zwar kein Mandat
unter Kapitel VI I der UN‐Charta , das die
völkerrechtl iche Grundlage für
Gewaltmaßnahmen der Staatenfamil ie ist.
Jedoch beruft sich Frankreich auf sein
Recht auf Selbstverteid igung,
völkerrechtl ich hat es den gleichen Rang.
Und dabei sol l Deutschland ihm nicht
helfen?
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Das Selbstverteid igungsrecht setzt einen
bewaffneten Angriff voraus.
Klassischerweise stel l t man sich darunter
beispielsweise den Einmarsch einer Armee
aus einem anderen Staat vor. Das ist h ier
zwar nicht der Fa l l , aber die sorgsam
koordin ierte Anschlags‐Serie von Paris,
inklusive der geplanten
Selbstmordattentate, sind von solch
erhebl icher Intensität, dass d ies einem
bewaffneten Angriff entspricht. Durch die
Selbstmordattentate hätten nicht nur
tausende Menschen getötet werden
können. Sie ga lten auch Staatspräsident
Hol lande, d .h . Ziel der Anschläge war damit
auch das Staatsoberhaupt selbst. Da der IS
eine Terrorgruppe ist, wird sich die
Verteid igung formal n icht gegen einen
Staat richten. Aufgrund der Entwicklung hin
zu transnationalem Terrorismus muss man
sich von der klassischen
zwischenstaatl ichen Perspektive lösen. Da
sich der IS auch auf syrischem Gebiet
aufhält und Syrien al lein den IS nicht
erfolgreich bekämpfen kann, sieht d ie VN‐
Resolution unter Ziffer 5 vor, dass d ie
Bekämpfung des IS ausdrückl ich auch auf
dem Staatsgebiet Syriens erfolgen sol l .

Zudem lässt das Grundgesetz Einsätze der
Bundeswehr auch gem. Art. 24 Abs. 2 GG
zu. Danach kann sich der Bund zur
Wahrung des Friedens einem System
gegenseitiger kol lektiver Sicherheit
einordnen. Zwar ist d ie Europäische Union
als solche (noch) kein friedenserhaltendes
regionales System gegenseitiger kol lektiver
Sicherheit im Sinne des Art. 24 Abs. 2 GG,
aber für Art. 24 Abs. 2 GG ist eine kol lektive
Einbindung von Bundeswehreinsätzen in
überstaatl iche multi latera le Strukturen
ausreichend und in diesem Zusammenhang
sind Systeme kol lektiver Sicherheit und
Systeme kol lektiver Verteid igung
gleichwertig.

Die Aktivierung der kol lektiven
Verteid igungskomponente der EU ist durch
die Mitgl iedstaaten erfolgt, a ls d ie
Verteid igungsminister der EU‐
Mitgl iedstaaten das französische
Hi l feersuchen auf der Ratssitzung in
Brüssel am 17. November akzeptiert und
damit impl izit anerkannt haben, dass d ie
Voraussetzungen der EU‐Beistandsklausel
vorl iegen. Die kol lektiven
Beistandsmaßnahmen auf der
europäischen Ebene werden wiederum
durch die VN‐Resolution 2249 (2015)
legitimiert. Dadurch erfolgt d ie Einbindung
des deutschen mil itärischen
Unterstützungsbeitrags in d ie europäische
Beistandsstruktur des Art. 42 Abs. 7 EUV.
Das Selbstverteid igungsrecht gem. Art. 51
VN‐Charta , auf das sich die VN‐Resolution
2249 (2015) bezieht, hat so einen
„europäischen Anstrich“ bekommen.

Die deutsche Unterstützung erfolgt durch
die Bereitstel lung von
Aufklärungsflugzeuge vom Typ RECCE
Tornado. So können auch
grenzüberschreitende Bewegungen der IS‐
Kämpfer erkannt, sowie die tatsächl iche
Größe des Operations‐ und
Einflussgebietes der Terrororganisation IS
aufgeklärt werden. Deutschland wird
darüber hinaus mit Tankflugzeugen zur
Luft‐zu‐Luft‐Betankung, einer Fregatte a ls
Begleitschutz für den französischen
Flugzeugträger sowie mit bis zu 1.200
Soldatinnen und Soldaten für die Bereiche
Aufklärung, Logistik und Schutz
unterstützen. Mit d iesen Maßnahmen
leisten wir insgesamt einen wirkungsvol len
Beitrag im Rahmen der Al l ianz gegen den
internationalen Terrorismus.
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Neben den unmittelbaren
Unterstützungsleistungen im Kampf gegen
den IS wird Deutschland die französischen
Streitkräfte durch die Übernahme von
stärkerer Verantwortung in Mal i , sowie
durch die Bereitstel lung medizin ischer
Soforthi l fe bei eventuel len weiteren
Großschadensereignissen in Frankreich,
entlasten. Auch dies ist ein sichtbares
Zeichen unserer Sol idarität und
Verlässl ichkeit im Sinne der
Beistandsverpfl ichtung nach Art. 42 Abs. 7
EU‐Vertrag.
Die internationalen Bemühungen im Kampf
gegen den IS werden von einer breiten
internationalen Koal ition getragen, d ie sich
2014 in Reaktion auf die territoria le
Expansion von IS herausgebi ldet hat und
der auch Deutschland angehört. Sie
umfasst 64 Staaten darunter auch
arabische Staaten wie Bahrain , d ie
Verein igten Arabischen Emirate, Kuwait,
Katar, Oman, Ägypten, der I rak, Jordanien
und der Libanon. Sie verfolgt eine
umfassende Strategie mit den
Handlungsl in ien Mil itär, Unterbrechung der
Finanzströme, Unterbrechung des Zulaufs
von ausländischen Kämpfern,
Kommunikationsstrategie und
Stabi l isierung.

Der Terror ist am Ende nur mil itärisch nicht
zu besiegen. Richtig ist: Wir müssen die
Wurzeln des Terrors ausheben – und das
geschieht auf pol itischer und
gesel lschaftl icher Ebene. Aber wir müssen
auch mit mi l itärischen Mitteln dafür
sorgen, dass der IS nicht noch weitere Tei le
Syriens unter seine Kontrol le bringt. Sonst
bleibt von Syrien nichts übrig, was wir
befrieden und in eine neue Zukunft
überführen können.
Für uns ist d ieses mi l itärische Engagement
Tei l einer breit angelegten Pol itik – aber
nicht ihr Ersatz! So notwendig der
mil itärische Kampf ist, so beharrl ich
arbeiten Frankreich und Deutschland auf

pol itischer Ebene für eine Lösung des
syrischen Bürgerkrieges und für die
pol itische Stabi l isierung des gesamten
Krisenbogens zwischen Libyen und
Afghanistan. An die Stel le von Chaos und
Anarchie, d ie eine Ausbreitung des IS erst
mögl ich gemacht haben, muss eine
regionale Ordnung treten. Deshalb treten
wir in den internationalen Verhandlungen
und im Rahmen der Vereinten Nationen
dafür ein , dass der pol itische Prozess
weiterhin im Vordergrund steht.

Darum werden wir auch die in Wien
begonnenen diplomatischen
Anstrengungen für ein Ende des
Bürgerkriegs in Syrien fortsetzen und mit
unserer europäischen Stimme dafür
eintreten, dass ‐gerade nach dem Vorfa l l
an der türkisch‐syrischen Grenze‐ d ie
wichtigen internationalen Partner Russland
und die USA, wie auch die regionalen
Akteure Türkei , I ran und Saudi‐Arabien am
Tisch bleiben.
Denn wir sind überzeugt: Nachhaltige
Stabi l i tät für d iese unfried l iche Region ist
n icht auf dem Schlachtfeld , sondern nur
am Verhandlungstisch zu gewinnen.
Deshalb arbeiten wir schon jetzt auch auf
der dritten Ebene der pol itischen und
gesel lschaftl ichen Stabi l isierung. Die muss
gleich dort beginnen, wo Gebiete wieder
aus den Klauen des IS befreit worden sind,
wie in Tikrit oder erst letzte Woche in
Sindschar. Denn, das zeigt der gescheiterte
I rak‐Krieg unmissverständl ich, nachhaltigen
Frieden gibt es nur, wenn nach
Konfl iktsituationen wieder echte
Lebensperspektiven für die Menschen in
ihrer Heimat entstehen.

Deutschland muss die Anstrengungen mit
ganzer Kraft unterstützen, denn nicht nur
durch Handeln kann man sich schuld ig
machen, sondern auch durch Nicht‐
Handeln kann man schwere Fehler
begehen. 4
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Fortsetzung von "Resolute Support"
Wir berieten den Antrag der Bundesregierung, d ie Betei l igung bewaffneter deutscher
Streitkräfte an dem NATO‐geführten Einsatz in Afghanistan bis zum 31. Dezember 2016
fortzusetzen. Die Sicherheitslage in Afghanistan ist weiterhin sehr angespannt. Der
Schwerpunkt des Einsatzes l iegt in der Ausbi ldung, Beratung und Unterstützung der
afghanischen Streitkräfte. Eine Betei l igung deutscher Soldaten an Kampfeinsätzen sowie
eine Betei l igung an der Terror‐ und Drogenbekämpfung ist weiterhin nicht vorgesehen, der
Kampfeinsatz in konkreten Bedrohungssituationen aber mögl ich. Die Personalobergrenze
sol l von derzeit 850 auf 980 Soldaten erhöht werden.

Verbesserung des Jugendschutzes
I n erster Lesung befassten wir uns mit dem
Gesetzentwurf der Bundesregierung, mit
dem die Abgabe‐ und Konsumverbote des
Jugendschutzgesetzes, d ie bislang nur für
Tabakwaren gelten, auf elektronische
Zigaretten und elektronische Shishas
ausgedehnt werden sol len.

Darüber hinaus sind Änderungen des
Jugendarbeitsschutzgesetzes vorgesehen,
mit denen, unter anderem zum Schutz der
Kinder und Jugendl ichen bei der Arbeit, das
Abgabeverbot von Tabakwaren auch für
elektronische Zigaretten und elektronische
Shishas gelten sol l .

Vorrang für das Erdkabel
I ch freue mich, dass jetzt ein Gesetz vorl iegt, welches regelt, dass der SuedLink vorrangig
mit Erdkabel zu errichten ist. Nachdem der Koal itionsausschuss im Ju l i , das Bundeskabinett
im Oktober und der Wirtschaftsausschuss in d ieser Woche grünes Licht gegeben haben, sind
mit der 2. und 3. Lesung am gestrigen Donnerstag die entscheidenden Rahmenbedingungen
für die vorrangige Erdverkabelung beschlossen worden.

Damit führt ein langer Weg schlussendl ich zum Erfolg. In den von mir in iti ierten „Runden
Tischen SuedLink“, welche überfraktionel l mit Entscheidungsträgern, In itiativen, Verbänden
und Landwirten aus N ienburg und Schaumburg stattfanden, haben wir immer wieder das
Thema „Erdverkabelung“ in den Diskussionen in den Fokus gerückt. Auch die gute
Zusammenarbeit mit den Landräten der „Hamelner Erklärung“, sowie der
Bundestagsabgeordneten der vom SuedLink betroffenen Wahlkreise, aber vor a l lem auch
die vielen engagierten Mitbürgerinnen und Mitbürger, haben zu dieser Weichenstel lung
beigetragen.

Mehr Erdverkabelung war von Beginn an eine Hauptforderung. Diese Forderung wird erfü l l t.
I ch hoffe, dass nun ein Gesetzentwurf geschaffen wurde, der zu mehr Akzeptanz der
Energiewende und der damit verbundenen Großprojekte führt. Der gemeinsame Dia log ist
damit jedoch noch längst nicht beendet und ich bin gerne bereit ihn fortzuführen.

Das Gesetz sieht d ie Erdverkabelung als vorrangig an. Ein kompletter Ausschluss der
Frei leitungen ist damit jedoch nicht gegeben. In Ausnahmefäl len, z.B. aus
Naturschutzgründen, a ls auch auf Antrag der Kommunen, kann von der Erdverkabelung
abgewichen werden. Die Bundesnetzagentur ist zudem verpfl ichtet, eine mögl ichst kurze
Streckenführung zu prüfen. Zudem sind die niedersächsischen Abstandsreglungen für
Frei leitungen nun auch Bundesgesetz.
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Das neue E­Health Gesetz
Am Donnerstag beschloss der Deutsche
Bundestag das sog. E‐Health‐Gesetz. Der
Gesetzentwurf der Bundesregierung für
eine sichere digita le Kommunikation und
Anwendungen im Gesundheitswesen wird
durch die Beschlussempfehlung des
Gesundheitsausschusses in ein igen
Punkten sogar noch verbessert.

Mit dem E‐Health‐Gesetz schaffen wir
einen verbind l ichen Fahrplan für den
Aufbau der Telematik‐Infrastruktur,
verbunden mit einer sicheren
Datenübertragung von sensiblen
Gesundheitsdaten. Damit d ie Daten auch
lesbar dort ankommen, wo sie gebraucht
werden, bedarf es der Interoperabi l i tät
zwischen den zahlreichen IT‐Systemen, d ie
bereits im Gesundheitswesen zum Einsatz
kommen. Die künftige
Telematikinfrastruktur ermögl icht, dass d ie
IT‐Systeme von hunderten Ärzten,
Apotheken, Kl in iken und Krankenkassen
verknüpft und somit Insel lösungen
beseitigt werden. Sicherheit der Daten ist
bei der Digita l isierung im
Gesundheitswesen ein besonders hohes
Gut. Wichtig ist, dass der Patient jederzeit
Herr über seine Daten ist.

Auch die elektronische Gesundheitskarte

wird nun endl ich weiterentwickelt. Die dort
hinterlegten Notfa l ldaten bieten z.B. den
Rettungskräften Anhaltspunkte für ihr
Vorgehen. Ihre Wirkung entfa lten die
digita l isierten Dokumente aber erst dann,
wenn sie strukturiert über einen längeren
Zeitraum in einer elektronischen
Patientenakte zusammengeführt werden.
Die elektronische Patientenakte ist auch
deshalb von zentra ler Bedeutung, wei l sie
es dem Patienten über ein eigenes
Patientenfach ermögl icht, Zugriff auf seine
Daten zu haben und Arztbriefe, Befunde
oder eine Übersicht zur Medikation dort
geordnet aufbewahrt werden.
Behandlungsfehler gehören nun hoffentl ich
der Vergangenheit an, wenn der Arzt per
Mauskl ick die relevanten Daten des
Patienten zur Verfügung hat.

Das Gesetzt trägt deutl ich die Handschrift
der Digita lpol itiker der Union. Der Aufbau
einer funktionierenden Infrastruktur zum
Transport von Gesundheitsdaten kann aber
nur der erste Schritt sein . Mittelfristig muss
– unter der Berücksichtigung höchster
Datenschutzstandards – auch die
Einbeziehung von zertifizierten Cloud‐
Lösungen im Gesundheitssystem mögl ich
werden.
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Ernennung zum Arbeitskreisleiter
Das Netzwerk "Digita l isierung" der CDU
Deutschlands, unter der Leitung unserer
stel lv. Fraktionsvorsitzenden Nadine Schön,
hat mich zum Arbeitskreisleiter für das
Thema "E‐Health" ernannt. Die
Verabschiedung des Gesetzes am
Donnerstag dieser Woche war ein erster
Schritt. Wir wol len die Digita l isierung im
Gesundheitswesen aber weiter voran
bringen. Ich bedanke mich für das
Vertrauen und freue mich auf die neue
spannende Aufgabe.
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Besuchergruppen
I n d ieser Woche habe ich mich über Besuch von der Realschule am Berg aus Marklohe mit
Herrn Struck und über den spontanen Besuch von Phi l ipp Keßler vom Team unseres loka len
Radios Mittelweser gefreut. Zudem stattete mir Erwin Adolf aus N ienburg einen Besuch ab!
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Austausch mit der Agentur für Abeit
Bei einem gemeinsamen Treffen der
Landesgruppe Niedersachsen mit der
Regionald irektion Niedersachsen‐Bremen
der Bundesagentur für Arbeit, haben wir
uns in d ieser Sitzungswoche mit Klaus
Stietenroth, dem Vorsitzenden der
Geschäftsführung, über das Thema
Langzeitarbeitslosigkeit und über die
Integration von Asylbewerbern in den
Abeitsmarkt ausgetauscht.

Änderungen beim Parteiengesetz
Der Gesetzentwurf, den wir gemeinsam mit unserem Koal itionspartner eingebracht haben,
sieht verschiedene Änderungen im Bereich der Parteienfinanzierung vor. Unter anderem
sol l d ie Rechtsstel lung als Partei wegfa l len, wenn über sechs Jahre fortwährend gegen die
verfassungs‐ und parteienrechtl iche Rechenschaftspfl icht verstoßen wird.
Auch sol len die Beiträge aus der staatl ichen Tei l finanzierung für die bei Wahlen
gewonnenen Stimmen und erhaltene Zuwendungen entsprechend der Preisentwicklung
erhöht werden, da hier seit 2002 keine Anpassung mehr erfolgt ist. Die im Gesetz
festgelegten Höchstbeträge, d ie der Staat jährl ich den Parteien zukommen lassen kann
(absolute Obergrenze), sol l unverändert bleiben.



Beerlin ganz nah
Ausgabe KW 49

Maik Beermann - Platz der Republik 1 - 11011 Berlin

Informationsveranstaltung: Fracking
Der Einsatz der Fracking ‐Technologie bei der unkonventionel len Erdgasgewinnung ist mit
Chancen und Risiken verbunden. Der Schutz des Trinkwassers und der Schutz der
Gesundheit haben hierbei absolute Priorität.

Seit Mitte Dezember 2014 l iegt ein Referentenentwurf zur Regul ierung von Fracking –
Vorhaben vor. Im Januar konnten Bundesländer und Verbände sowie auch interessierte
Bürgerinnen und Bürger hierzu Stel lung nehmen. Nach dem Beschluss im Bundeskabinett
laufen derzeit noch die parlamentarischen Beratungen im Deutschen Bundestag.

Aus diesem Anlass lade ich Sie herzl ich zu einer Informationsveransta ltung mit mir und
meinem CDU‐Bundestagskol legen Andreas Mattfeldt ein , um am 10. Dezember um 18:30
Uhr in den Hesper Krug, (Hauptstraße 43, 31693 Hespe) über die aktuel len pol itischen
Entwicklungen zu diskutieren.

I ch würde mich freuen, Sie am 10. Dezember 2015 begrüßen zu können. Informieren Sie
bitte auch Freunde, Bekannte und Verwandte, d ie sich für dieses Thema interessieren.
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